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Liebe Leserinnen, liebe Leser,
das Thema Personalentwicklung in der 
Berliner Landesverwaltung ist längst zum 
Dauerbrenner geworden und steht auch in 
der Oktoberausgabe des hauptstadt ma-
gazins an erster Stelle. Während in der 
Berliner SPD-Parteispitze offenbar die Ein-
sicht wächst, „dass eine wachsende Stadt 
und ein schrumpfendes Personal nicht zu-
sammenpassen“, hat der dbb berlin in Sa-
chen Personalentwicklung den Dialog mit 
der Wirtschaft gesucht. Denn auch bei der 
IHK Berlin wächst die Besorgnis, dass mit 
dem wichtigen Standortfaktor effiziente 
und moderne Verwaltung in Berlin bald 
kein Staat mehr zu machen sein wird. 
Schon jetzt kennzeichnen Arbeitsverdich-
tung, Mehrarbeit infolge Stellenabbaus, 
hoher altersbedingter Personalabgang und 
Mehrbelastungen durch hohe Kranken-
stände die personelle Situation, hat auch 
der Landesvorstand der gkl berlin bei sei-
ner Klausurtagung in Erkner Alarm ge-
schlagen.

Weiteres Schwerpunktthema in diesem 
Heft ist die Informations- und Kommuni-
kationstechnologie in der öffentlichen 
Verwaltung. Dazu berichten wir, wie das 
ITDZ mit den Herausforderungen der digi-
talen Gesellschaft umgeht und wie der zu-
ständige Innensenator die IT-Sicherheit in 
der Verwaltung einschätzt.

Auch unsere Mitgliedsgewerkschaften 
vermelden wieder, wo der Schuh drückt. 
Bei den Lehrern etwa „brennt die Hütte“: 

Die Schulgebäude sind aufgrund der Spar-
politik nicht mehr instandgesetzt worden 
und in einem katastrophalen Zustand. Der 
BSBD Berlin ist „absolut enttäuscht und 
fassungslos“, dass die Senatsverwaltung 
für Justiz und Verbraucherschutz die politi-
schen Signale der Zeit nicht erkennt und 
immer noch an Sparvorgaben festhält. Die 
DPolG Berlin dagegen konnte die Miss-
stimmung mit Bündnis 90/Die Grünen 
über deren „Bullenäußerung“ ausräumen. 
Die Grünen entschuldigten sich für die 
sprachliche Entgleisung und die DPolG  
ist in einen konstruktiven Dialog mit der 
Landesvorsitzenden Bettina Jarasch ein
getreten.

Schließlich setzen wir unsere Bericht
erstattung über spezielle Berliner Häuser 
und Einrichtungen mit einem besonderen 
Highlight fort, nämlich mit  dem Friedrich-
stadt-Palast, der sich gerade anschickt, mit 
einer Weltpremiere der Show „THE WYLD“, 
auf die auch unser Titelbild hinweist, einen 
Bühnenrekord nach dem anderen  
zu brechen.

 
Viel Spaß bei der Lektüre wünscht

Ihr

Frank Becker 
Landesvorsitzender dbb berlin
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dbb berlin und IHK Berlin im Dialog

Gemeinsam an einem Strang ziehen 
Es muss sich etwas tun bei der Personalentwicklung in der Berliner Verwaltung. Darüber 
waren sich der dbb berlin und die IHK Berlin bei einer Diskussionsrunde im Rahmen der 
Veranstaltungsreihe „dbb im Dialog“ am 11. September 2014 einig. 

Vier Thesen zur 
Personalentwicklung 
stellte Jan Eder, Haupt-
geschäftsführer der 
IHK Berlin, zur Diskus-
sion:

„Lieber jetzt han-
deln, als später be-
handelt werden“, 
sagte Eder. Für die 
Wirtschaft sei eine 
gute, effiziente und 
moderne Verwal-

tung ein wichtiger Standortfaktor. „Ist sie das nicht, 
dann muss Alarm gegeben werden.“ Aus diesem 
Grund habe die Kammer im letzten Jahr zwei Bro-
schüren publiziert, um auch die Politik wachzurüt-
teln. Nach Jahren des Personalabbaus müsse der öf-
fentliche Dienst nicht nur quantitativ sondern auch 
qualitativ behandelt werden. Die 100.000 Vollzeit-
äquivalente seien nicht wirklich ableitbar. „Aus 
Dienstleistungserbringungssicht ist diese Vorgabe 
nicht nachvollziehbar, nur aus Haushaltssicht.“ Aber 
eine Zielmarke müsse erst am Ende einer Aufgaben-
kritik genannt werden, so werde es in jedem Unter-
nehmen auch gehandhabt, so der Hauptgeschäfts-
führer, der damit den Teilnehmern aus der Seele sprach. 

Voraussetzung dafür sei ein umfassendes Personal-
bedarfskonzept. Um den Bedarf festzustellen, gelte 
es genau zu hinterfragen, welche Aufgaben durch 
die öffentliche Hand, welche in Kooperation mit Pri-
vaten und welche allein durch private Unternehmen 
erbracht werden können. „Hier müssen wir klug 
überlegen, wer welche Leistungen erbringt“, fordert 
der IHK-Hauptgeschäftsführer, anders als der dbb 
berlin. Auf dieser Basis müsse in einem nächsten 
Schritt betrachtet werden, wie die Aufgaben erfüllt 
werden, auch mit Blick auf eine moderne Verwal-
tung, die E-Government-Lösungen anbiete. Erst nach 
dieser Analyse sei es möglich zu sagen, welches und 
wie viel Personal gebraucht werde. 

Personalvorstand angeregt

Besonders interessant aus Sicht des dbb Landesvor-
sitzenden Frank Becker ist die dritte These Eders: 

„Berlin braucht einen Personalvorstand im Senat.“ 
Denn die Politik trage die Verantwortung für den Per-
sonalkörper der Verwaltung. Die Landesverwaltung 
sei ein sehr großes Unternehmen, für jemanden aus 
der Wirtschaft ist es daher unverständlich, dass das 
Personal zwischen der Senatsverwaltung für Finan-
zen und der Senatsverwaltung für Inneres und Sport 
aufgeteilt sei und auch die Senatskanzlei als dritte 
Stelle hier koordinierend tätig sei. „Personalmanage-
ment aus einem Guss sieht anders aus“. Insbesonde-
re mit Blick auf die Nachwuchsgewinnung. In der Dis-
kussion wurde deutlich, dass allein im Strafvollzug in 
den nächsten drei Jahren ein Drittel der Beschäftig-
ten in den Ruhestand gehen werden. Junge neue Mit-
arbeiter kommen aber nur, wenn der öffentliche Dienst 
als attraktiver Arbeitgeber wahrgenommen werde. 
„Hier stehen immer mehr die weicheren Faktoren im 
Fokus“, so Eder.  Nachwuchskräfte fragen heute  
auch nach einem Gesundheitsmanagement des Ar-
beitgebers und stellen die Work-Life-Balance stärker 
in den Mittelpunkt, wozu auch Telearbeit und das 
Mitbringen von Kindern zum Arbeitsplatz gehören.

Schulpartnerschaften zur 
Nachgewinnung?

Ein anderer Aspekt ist die Bindung zukünftiger Mit-
arbeiter. Hier setze die IHK schon in den Schulen an, 
in Form von sogenannten Schulpartnerschaften ab 
der achten Klasse. Eine Win-win-Situation. Die Schü-
ler profitieren von angebotenen Praktikums- und Aus-
bildungsplätzen, die Unternehmen binden so die Ar-
beitskräfte von morgen an den eigenen Betrieb.

„Strukturell sind sich die IHK Berlin und der dbb be-
amtenbund und tarifunion berlin in vielen Fragen ei-
nig“, betonte der Landesvorsitzende Frank Becker. Un-
terschiedliche Meinungen gibt es allerdings beim Thema 
Aufgabenkritik. Insgesamt war der Austausch zwischen 
Vertretern des öffentlichen Dienstes und der freien Wirt-
schaft ein großer Erfolg und für beide Seiten ein Ge-
winn. So hatte auch Jan Eder Gelegenheit, seine Kennt-
nisse über die Arbeitsbedingungen im öffentlichen 
Dienst durch die Diskussionsbeiträge unter anderem 
der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter von Steuerver-
waltung, Polizei, allgemeiner Verwaltung, Strafvoll-
zug und aus dem Lehrerbereich zu vertiefen. Der 
Dialog mit der IHK Berlin soll fortgesetzt werden. 

Jan Eder, Hauptgeschäftsführer  
der IHK Berlin
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dbb berlin: Jetzt Einfluss auf Senat nehmen 

SPD-Landesvorsitzender fordert 
Umdenken in der Personalpolitik 
„Die SPD-Spitze muss auf den SPD-geführten Senat verstärkt Einfluss nehmen, um ihre 
Forderung nach einem Ende des Stellenabbaus im öffentlichen Dienst durchzusetzen“, 
kommentiert der Landesvorsitzende des dbb beamtenbund und tarifunion berlin (dbb 
berlin), Frank Becker, den Vorstoß des Landesvorsitzenden der SPD Berlin, Jan Stöß, nach 
einem Umdenken in der Berliner Personalpolitik. 

Gegenüber der Berliner Zeitung (Ausgabe vom 8. Sep-
tember 2014) hatte Stöß unter anderem festgestellt: 
„Die Zahl der Berliner hat in den letzten drei Jahren 
um 150.000 zugenommen. Berlin wächst, doch die 
Verwaltung schrumpft – das passt nicht zusammen.“

dbb Landeschef Becker attestierte dem, was sich zur-
zeit in Sachen Personalplanung und -entwicklung in 
Berlin abspielt, erneut das Zeug zu einer Provinzpos-
se, wenn die Konsequenzen nicht eher an eine klassi-
sche Tragödie erinnern würden. In der Septemberaus-
gabe des „hauptstadt magazin“ hatte Becker dem Berli- 
ner Senat bereits vorgeworfen, auf beiden Augen blind 
zu sein, wenn es um die Personalsituation im Landes-
dienst gehe, und sich herzlich wenig um die Beschlüsse 
der eigenen Koalitionsfraktionen zu scheren. Wäh-
rend diese nämlich, wie die aktuellen Aussagen des 

SPD-Landeschefs Stöß erneut unterstreichen, längst 
das Gebot der Stunde erkannt hätten und den ausblu-
tenden Landesdienst mit einem tragfähigen Perso-
nalentwicklungskonzept wiederbeleben wollten, 
habe der Senat mit der Zukunftsfähigkeit seiner Exe-
kutive wenig am Hut, pfeife auf Schadensbegren-
zung und halte unverdrossen am Kaputtsparen fest.

Erkenntnisse umsetzen

„Dass der SPD-Landesvorsitzende die katastrophalen 
Konsequenzen einer kaputtgeschrumpften Verwal-
tung erkannt hat und eine aufgabenadäquate perso-
nelle Ausstattung des öffentlichen Dienstes in Berlin 
fordert, begrüßen wir außerordentlich und hoffen, 
dass diese Erkenntnisse endlich auch im Senat umge-
setzt werden“, betonte Becker. 

Olympische und Paralympische Spiele in Berlin

dbb berlin unterstützt Bewerbung
der dbb berlin unterstützt eine Bewerbung Berlins als Austragungsort für die 
Olympischen und Paralympischen Spiele im Jahre 2024 oder 2028. 

Wegen der wichtigen Rolle des öffentlichen Dienstes 
bei einer etwaigen Austragung der Spiele in Berlin reg-
te der Berliner dbb Chef Frank Becker in einem ent-
sprechenden Schreiben an den Senator für Inneres und 
Sport, Frank Henkel, außerdem eine frühzeitige Ein-
bindung des dbb berlin in die weiteren Planungen an.

Die Unterstützung gesellschaftlicher, politischer und 
gewerkschaftlicher Vereinigungen spielt für die 
Olympiabewerbung Berlins ebenso wie die der Be-
völkerung eine wichtige Rolle, weil der Deutsche 
Olympische Sportbund (DOSB) seine Entscheidung 
über den möglichen Austragungsort – zur Diskussion 
stehen Berlin und Hamburg – auch von der Unter-
stützung für dieses weltweit bedeutendste Sporter-
eignis in der jeweiligen Stadt abhängig machen will.

Der Berliner Senat legt großen Wert darauf, dass 
auch die Wünsche, Ideen und Bedenken der Berliner 
Bevölkerung in einem künftigen Bewerbungsprozess 
berücksichtigt werden, um eine möglichst breite Ak-
zeptanz  für Olympische und Paralympische Spiele in 
Berlin zu erreichen. So konnten Berlinerinnen und 
Berliner frühzeitig Stellungnahmen im Internet abge-
ben, welche Prioritäten sie bei der Vergabe, Planung 
und Durchführung der Spiele setzen (Ergebnisse der 
Befragung unter https://www.berlin.de/spiele-in-
berlin/befragung/formular.148948.php)

Voraussichtlich am 6. Dezember wird der DOSB 
entscheiden, mit welcher Stadt und für welches Jahr 
sich Deutschland für die Olympischen und Paralym-
pischen Spiele beteiligen wird. 
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PHV fordert Umdenken in der Finanzpolitik 

Berliner Schulgebäude in 
katastrophalem Zustand 
Über eine Milliarde Euro fehlen den Berliner Bezirken schätzungsweise für die Renovie-
rung und Instandhaltung der schulischen Gebäude. Seit Jahren wird gespart und auf drin-
gend notwendige Maßnahmen verzichtet. Schlimmer noch – unter dem Druck der Finanz-
verwaltung haben einige Bezirke sogar trotz erhöhter Bedarfsprognosen Schulgebäude 
abgegeben, sodass inzwischen in zum Teil erheblichem Umfang Schulraum fehlt. Höchste 
Zeit, umzudenken!

Bildungsstadträtin-
nen und Bildungs-
stadträte der Bezirke 
kritisieren mittler-
weile die fiskalischen 
Vorgaben, die zwar 
der Kosten- und Leis-
tungsrechnung der 
Finanzverwaltung 
genügen mögen, die 
realen Bedürfnisse 
der Schulen aber 
weitgehend außer 
Acht lassen. Gerade-

zu exponenziell wächst gleichzeitig die Zahl der Pres-
seberichte über den katastrophalen baulichen Zu-
stand vieler Berliner Schulen und über den Mangel 
an Schulraum. In schulischen Gremien ist die Proble-
matik ein Dauerbrenner und der PHV Berlin/Bran-
denburg warnt seit Jahren vor den Konsequenzen 
des Investitionsstaus bei der notwendigen Instand-
haltung  der Gebäude.

Bildungsanspruch darf nicht auf der 
Strecke bleiben

Um von vornherein nicht missverstanden zu werden: 
Eine Ausgabenüberprüfung nach Kosten-Leistungs- 
Gesichtspunkten im Sinne einer sparsamen Haus-
haltsführung ist sinnvoll und notwendig. Auf der 
Strecke bleiben darf dabei aber auf keinen Fall die 
Daseinsfürsorge für die Bürgerinnen und Bürger, im 
konkreten Fall für Schülerinnen und Schüler, die ei-
nen grundgesetzlich gesicherten Anspruch auf schu-
lische Bildung haben. Nicht zu vergessen, dass Bil-
dung einschließlich der schulischen Bildung in der 
Bundesrepublik  zu den wichtigsten Ressourcen zählt.

Ausreichender Schulraum ist eine der elementaren 
Voraussetzungen dafür, dass der staatliche Bildungs-
auftrag adäquat erfüllt werden kann, wobei in der 
wachsenden Bundeshauptstadt Berlin mit steigen-

den Schülerzahlen und damit mit zusätzlichem Be-
darf zu rechnen ist. Auch unvorhersehbare Ereignis-
se, wie Anstieg des Flüchtlingsstromes, Sperrung 
maroder Schulgebäude, müssen in die Planung 
einbezogen werden. Die Feuerwehr wird schließlich 
auch nicht erst bei Ausbruch des Feuers den 
Löschwagen bestellen! 

Mittelzuweisung auf falscher Basis

Diesen Anforderungen wird die landesweite durch-
schnittliche Zuweisung von Mitteln für bauliche Un-
terhaltung und Betrieb des Schulgebäudes auf der 
Basis ehemaliger und fiktiver Schülerzahlen in keiner 
Weise gerecht, denn

1. �bauliche Unterhaltung und Betriebskosten sind 
vom Baujahr des Schulgebäudes und der Beschaf-
fenheit des Baues abhängig. So unterscheidet sich 
zum Beispiel die Wärmedämmung oder das Flä-
chenverhältnis von Unterrichtsräumen und Fluren 
erheblich. Nicht die Schülerzahl ist also für die Be-
triebskosten maßgeblich, sondern Bauart und 
Struktur des Schulgebäudes.

2. �Die Wohnorte der Schülerinnen und Schüler 
(insbesondere der Grundschüler) bestimmen den 
regionalen Anspruch auf schulische Bildung. Auch 
für 13- bis 15-jährige Schülerinnen und Schüler, die 
weiterführende Schulen besuchen, ist ein einstün-
diger Schulweg nicht angemessen. Das Bildungs-
angebot kann nicht unter Kostenerwägungen, wie 
etwa die Produktion von Schrauben, problemlos 
verlagert werden.

3. �Während für die Klassenfrequenzen ein landes-
weit einheitlicher Ansatz gilt, variiert die Größe 
der Klassenräume stark. Das Musterraumpro-
gramm sieht zum Beispiel für eine Gymnasialklas-
se 65 m² vor, tatsächlich sind aber 42 bis 45 m² kei-
ne Seltenheit. Angemessene und vergleichbare 
Arbeits- und Lernbedingungen haben offenbar kei-
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Klausurtagung der gkl berlin in Erkner: 

„Es muss sich dringend etwas ändern!“
Im öffentlichen Dienst sind Veränderungen überfällig. Zu diesem Ergebnis kam der Lan-
desvorstand der gkl berlin bei seiner zweitägigen Klausurtagung am 5. und 6. September 
2014 in Erkner. Arbeitsverdichtung, Mehrarbeit infolge Stellenabbaus, hoher altersbe-
dingter Personalabgang und Mehrbelastungen durch hohe Krankenstände sind nach Fest-
stellung der Delegierten die Folgen einer verfehlten Personalpolitik. Der gkl-Landesvor-
stand erwartet, dass das Land Berlin endlich seine Fürsorgepflicht gegenüber seinen 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern wahrnimmt und diesen unhaltbaren Zuständen mit 
einem Kurswechsel in der Personalpolitik ein Ende setzt. Andernfalls seien nicht nur die 
Beschäftigten, sondern alle Berlinerinnen und Berliner die Leidtragenden.

Diskutiert wurden vom 
Landesvorstand  darüber 
hinaus die geltenden Stel-
lenobergrenzen, die unter-
dessen auch im politischen 
Raum angezweifelte Be-
grenzung des Landesperso-
nals auf 100.000 Vollzeit-
äquivalente sowie die 
Wissenslücke, die durch die 
bevorstehende Pensionie-
rungswelle entstehen 
wird. Ein wichtiges Anlie-
gen ist der gkl berlin auch 
die Förderung von weibli-
chen Führungskräften, die 
mit einer besseren Vereinbarkeit von Beruf und Fa-
milien einhergehen muss.

Strategiepapier erarbeitet

Gemeinsam mit dem Gastdozenten Detlef Dames, 
Vorsitzender der Berliner Steuergewerkschaft 
(DSTG), diskutierten die Mitgliedern des gkl-Landes-

vorstandes, wie in einer sich schnell veränderten 
Arbeitswelt Kolleginnen und Kollegen für eine ehren-
amtliche Gewerkschaftsarbeit begeistert werden 
können beziehungsweise wie sich die Gewerkschaft 
selbst effektiv aufstellen kann. Der Landesvorstand 
erarbeitete dazu neue Strategiekonzepte, die in den 
Fachgremien der gkl berlin diskutiert und beschlos-
sen werden sollen. 

Sitzung des Landesvorstandes der gkl berlin

ne politische Priorität. Schülerinnen und Schüler 
müssen sich teilweise geradezu in Schulräume 
zwängen.

Gesetzgebung lässt Ausnahmen zu

Die Rahmengesetzgebung des Bundes schreibt die 
Kosten- und Leistungsrechnung wohlweislich auch 
gar nicht zwingend für alle Bereiche vor. Das für 
Bund und Länder verbindliche Haushaltsgrundsätze-
gesetz formuliert vielmehr in § 6 Abs. 3:

„In geeigneten Bereichen soll eine Kosten- und Leis-
tungsrechnung eingeführt werden.“

Schule ist wegen der beschriebenen Besonder-
heiten eindeutig nicht für eine konsequente An-
wendung der Kosten- und Leistungsrechnung ge-
eignet. Die Berliner Finanzverwaltung bleibt 
deshalb aufgefordert, die bauliche Instandhal-
tung der Schulen und ihre Betriebskosten aus der 
Kosten- und Leistungsrechnung herauszuneh-
men und endlich ausreichende Mittel für die 
Durchführung notwendiger baulicher Maßnah-
men bereitzustellen.

Ferdinand Horbat, 
stellvertretender Landesvorsitzender 
Philologenverband Berlin/Brandenburg

Oktober 2014

hauptstadtmagazin

7



Spitzengespräch DPolG – Bündnis 90/Die Grünen Berlin: 

Grüne entschuldigen sich für 
„Bullenäußerung“
Die DPolG Berlin hat in einem Spitzengespräch in der Geschäftsstelle der Grünen klarge-
stellt, dass sprachliche Entgleisungen, wie die „Bullenäußerung“ der Grünen im Kreuzber-
ger Bezirksparlament, unabhängig von der bundesweit unterschiedlichen strafrechtlichen 
Würdigung in der politischen Auseinandersetzung inakzeptabel sind.

In einem sehr offenen und konstruktiven Gespräch 
erläuterte die BVV-Vorsteherin Kristine Jaath Hinter-
gründe und entschuldigte sich für die Grünen.

Im weiteren Gesprächsverlauf wurde schnell klar, 
dass miteinander reden wesentlich sinnvoller ist als 
übereinander zu reden.

Die Landesvorsitzende der Grünen, Bettina Jarasch, 
zeigte großes Verständnis für die Probleme 
der Polizei vor Ort und bot an, das Thema 
Gewalt gegen die Polizei gemeinsam 
intensiver zu erörtern. 
Ebenso zeichnet sich eine 
Gesprächsebene zur Poli-
zeiarbeit vor Ort und zu 
Zukunftskonzepten zu 
den Stichworten Bürgerpoli-
zei und Community-Policing 
ab.

Der Tarifbeauftragte der DPolG Berlin, 
Boris Biedermann, sensibilisierte die 
Grünen zu verschiedenen Tarifthemen 
und zu Fragen des Abschiebegewahr-
sams.

Auch die Privatisierungsbemühungen im Si-
cherheitsbereich und die Standpunkte der Grünen 
dazu werden wir – wie mit vielen Parteien – gemein-
sam betrachten.

Für eine andere gesellschaftliche Stimmung in Kreuz-
berg, einer Stimmung, die nicht bei jedem kleinsten 
Polizeieinsatz zu Beschimpfungen oder gar körperli-
che Verletzungen unserer Kolleginnen und Kollegen 
führt, müssen neue Wege gefunden werden. Infor-
mation über polizeiliche Zusammenhänge und 
Rechtsstaatsprinzipien ist dabei ein wichtiger Bau-
stein für die ganz offenbar krass verrutschte Wahr-
nehmung und das demokratische Selbstverständnis 
etlicher Kreuzberger Bürgerinnen und Bürger.

Die Nutzung vorhandener Strukturen wie das Quar-
tiersmanagement und neue Strukturen sind not-

wendig. Das liegt klar im Interesse der Einsatzkräfte 
und damit in unserem Interesse. Dabei gilt der 
Grundsatz: REDEN ist Silber, HANDELN ist Gold! 
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BSBD Berlin kritisiert massiven 
Stellenabbau im Justizvollzug 
Der BSBD Berlin hat die beabsichtigten Personaleinsparungen im Justizvollzug wiederholt 
als gefährlich und sachfremd kritisiert. Nach derzeitigem Stand setzen die Personalpla-
nungen für den Doppelhaushalt 2016/2017 die Sparvorgabe des Senats aus dem Jahr 
2012 komplett um. Danach muss der Justizvollzug 205 „Köpfe“ einsparen. Zusätzliche 
Personalabgänge entstehen durch Konzepte wie „Shared Service“, wonach die Personal-
akten der bisher eigenständigen Justizvollzugsanstalten künftig durch das Landesverwal-
tungsamt bearbeitet werden sollen. Zurück bleibt ein „Rumpf“ in den Vollzugsanstalten, 
der nur noch die aktuellen Personalvorgänge bearbeiten soll.

Der BSBD Berlin unterstützt daher ausdrücklich  
die Kritik des dbb berlin, der dem Senat unter ande-
rem vorwirft, die bekannten Personalzahlen und 
die Entwicklung des demografischen Wandels nicht 
im Blick zu haben. Bevorstehende Personalabgänge 
werden nicht rechtzeitig abgefedert, um ausschei-
dende Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter arbeits-
platzbezogen ersetzen zu können.

„Wir sind absolut enttäuscht und fassungslos, dass 
die Senatsverwaltung für Justiz und Verbraucher-
schutz die politischen Signale der Zeit nicht erkennt 
und auch nicht entsprechend handelt. Wir erwar-
ten zu den bereits geplanten Ausbildungslehrgän-
gen eine zusätzliche Einstellungskampagne von der 
Senatsverwaltung, um die vorhandene Ausbil-
dungslücke aus 2012/2013 zu schließen und die 
kommenden Personalabgänge abzufedern zu kön-
nen. Gleichzeitig müssen die Berufe im Justizvoll-
zug attraktiver ausgestaltet werden. Dazu gehört 
aus Sicht des BSBD die Wiedereinführung der An-
wärtersonderzuschläge (wie zum Beispiel derzeit in 
Nordrhein-Westfalen) und eine höhere finanzielle 
Angleichung bei den Besoldungsstufen (Einstellung 
in Erfahrungsstufe II)“, so der Berliner BSBD-Chef 
Thomas Goiny.

Privatisierung und Ausgliederung  
als Allheilmittel?

„Während alle anderen Bundesländer erkannt haben, 
dass Privatisierung und Ausgliederung weder Einspa-
rungen erbringen, geschweige denn für mehr Effizi-
enz im Justizvollzug sorgen, erfinden wir in Berlin 
das Rad mal wieder neu und überlegen, welche Be-
reiche in den Vollzugsanstalten von Fremdfirmem 
betrieben werden können“, kritisiert Goiny entspre-
chende Ideen der Justizverwaltung.

Nach Feststellung des  BSBD Berlin zahlt der Justiz-
vollzug die Zeche für die personelle Misswirtschaft 
der letzten Jahre. Ohne sinnvolle Konzepte über 

Standortfragen, Personalausstattung, Behandlung 
und Betreuung der Gefangenen wird seit Jahren 
sinnloser Personalabbau betrieben. Sogar höher-
wertige Stellen wurden herabbewertet, um  
weitere Einsparungen zu erbringen.

Organisatorische Gleichschaltung

Einer Farce gleichen die zurzeit durchgeführten 
Organisationsbetrachtungen in den Justizvollzugs-
anstalten, die die Personaleinsparungen durch eine 
interne Arbeitsgruppe unter Federführung der Se-
natsverwaltung für Justiz und Verbraucherschutz 
letztlich untermauern sollen. Die Vorgaben der 
obersten Dienstbehörde werden dabei ohne Rück-
sicht auf Bedenken und Besonderheiten der Voll-
zugsanstalten umgesetzt und die Einrichtungen 
organisatorisch gleichgeschaltet. 

„Behördenzentralismus hat sich in den letzten 
Jahren im gesamten Landesdienst nicht bewährt 
und war ausschließlich den Personaleinsparungen 
geschuldet. In keiner Weise wird er den besonderen 
Anforderungen der Haftanstalten mit ihren sehr 
speziellen Klientel gerecht. Wir erwarten ein Kon-
zept, dass sicherstellt, dass die Funktionsfähigkeit 
des Justizvollzugs auch noch im Jahr 2025 in vollem 
Umfang sicherstellt, und zwar unter Berücksichti-
gung  seiner hoheitlichen Aufgabenstellung“, 
äußert sich Goiny abschließend. 

Oktober 2014
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Das ITDZ Berlin stellt sich den 
Herausforderungen der digitalen 
Gesellschaft
Der Bedeutung moderner Informations- und Kommunikationstechnologie für die Struktur 
und Zusammenarbeit in der öffentlichen Verwaltung wächst seit Jahren rapide. Bürger 
und Wirtschaft erwarten, dass immer mehr Dienstleistungen digital angeboten werden. 
Zugleich sollen die Abläufe in der Verwaltung effizienter werden. Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter der Behörden sind in diesem Prozess auf fachkundige Unterstützung ange-
wiesen, für die in Berlin das IT-Dienstleistungszentrum Berlin (ITDZ Berlin) sorgt.

Das ITDZ Berlin unterstützt als zentraler Dienstleis-
ter für die Berliner Verwaltung beim Einsatz der In-
formations- und Kommunikationstechnik und stellt 
umfassende Dienstleistungen bereit. Mit mehr als 
500 Mitarbeitenden ist das Unternehmen ein wichti-
ger Arbeitgeber des Landes Berlin.

Vor tief greifender Modernisierung

Die Berliner Verwaltung steht in den kommenden 
Jahren vor einer tief greifenden Modernisierung. Im 
Spannungsfeld der Anforderungen der Verwaltungs-
kunden, der demografischen Entrichtungen und des 
technischen Fortschritts stellt sich das ITDZ Berlin 
den Herausforderungen der digitalen Gesellschaft.

Mit seinem „Strategieprogramm 2020“ schafft das 
ITDZ Berlin den Rahmen für einen kontinuierlichen 
Entwicklungs- und Veränderungsprozess. Zentrale 
Zielstellung ist der uneingeschränkte Kundenfokus 
bei der Entwicklung zum Komplettanbieter für das 
Land.

Die Angebote des ITDZ Berlin werden auf die spezifi-
schen Anforderungen des Landes Berlin ausgerichtet. 
Sie leisten einen aktiven Beitrag zur Verwaltungsmo-
dernisierung und Haushaltskonsolidierung. Das ITDZ 
Berlin bündelt die Interessen des Landes im Bereich 
der Informationstechnik und vertritt diese in part-

nerschaftlicher Zusammenarbeit mit Verwaltung, 
Wirtschaft und Wissenschaft.

Effiziente Unternehmensstruktur

Diese Ziele setzen eine effiziente Unternehmens-
struktur voraus. Deshalb wurden in dem Verände-
rungsprojekt unter großer Beteiligung der Mitarbei-
tenden umfangreiche Strategie-, Organisations- und 
Personalkonzepte erarbeitet. Deren Ergebnisse er-
schließen neue Aufgabenfelder und erweitern das 
Portfolio um „IT-Verfahrensbetreuung und -entwick-
lung“.

Das ITDZ Berlin leitet mit einer Neubesetzung der 
Abteilungsleitungen einen grundlegenden Wandel in 
der Managementkultur ein. Künftig werden Fach- 
und Führungsaufgaben stärker getrennt, ein gemein-
sames Leitbild repräsentiert Grundwerte und Ziele 
des Unternehmens. Die Identifikation der Mitarbei-
tenden mit dem ITDZ Berlin ist dabei ein zentraler 
Erfolgsfaktor. 

Komponenten des „Strategieprogramms 2020“ zur erfolgrei-
chen Veränderung

IT
D

Z 
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TOP-Management des ITDZ Berlin. Leiter Zentraler Service (k), 
Herr Dickmann; Leiter Kunden und Lösungen (k), Herr Ehlert; 
Leiterin Infrastruktur und Basisdienste, Frau Fiedler; Vorstand 
des ITDZ Berlin, Herr Kandziora; Leiter E-Government und 
Fachverfahren (k), Herr Glau; Leiter Service Center Verwaltung, 
Herr Dr. Göbel (von links)
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Innensenator bestätigt: 

IT-Sicherheit in Berlin groß geschrieben 
Die Empfehlungen des Bundesamtes für Sicherheit in der Informationstechnik (BSI) 
werden in der Berliner Verwaltung sowohl bei den dezentralen Systemen der einzelnen 
Behörden als auch in der vom IT-Dienstleistungszentrum Berlin (ITDZ) betriebenen 
zentralen IT-Infrastruktur bereits vielfältig und wirksam umgesetzt. Das hat Innensenator 
Frank Henkel dem Berliner Abgeordnetenhaus mitgeteilt, das im April 2014 einen detail-
lierten Bericht zur IT-Sicherheit in der Berliner Verwaltung angefordert hatte.

Durch die bestehenden Sicherheitsmaßnahmen, 
heißt es in dem Bericht des Innensenators weiter, 
hätten auch die Angriffsversuche aus dem Internet, 
denen die Berliner Verwaltung wie alle anderen Nut-
zer des Internets ausgesetzt sei, bisher wirksam ab-
gewehrt und entsprechende Schäden verhindert 
werden können.

Fortlaufender Anpassungsprozess

In unterschiedlichen Bereichen besteht allerdings, 
nach Angaben von Henkel, noch Verbesserungsbe-
darf, der sich unabhängig von vorhandenen Umset-
zungsdefiziten allein schon aus der Tatsache ergibt, 
dass die Gewährleistung eines sicheren IT-Einsatzes 
ein fortlaufender Prozess ist, der ständiger Fort-
schreibung und Anpassung an neue Anforderungen 
bedarf.

Der vorhandene Verbesserungsbedarf wird in dem 
jährlich von der Senatsverwaltung für Inneres und 
Sport erstellten Bericht zur Informationssicherheit 
(IS-Bericht) dokumentiert, der den konkreten Umset-
zungsstand in den einzelnen Behörden der Berliner 
Verwaltung aufweist.

Die Senatsverwaltung für Inneres und Sport hat 
aufgrund der Anfrage des Abgeordnetenhauses vom 

April dieses Jahres nochmals alle Senats- und Be-
zirksverwaltungen auf die immense Bedeutung der 
Informationssicherheit beziehungsweise der voll-
ständigen Umsetzung notwendiger Sicherheitsmaß-
nahmen hingewiesen. Soweit die geforderte IT-Si-
cherheit noch nicht vollständig realisiert ist, wurden 
die Behörden aufgefordert, entsprechende Zeit- und 
Maßnahmenpläne zu erstellen und vorzulegen.

Behörden immer stärker vernetzt 

Hintergrund der Initiative des Abgeordnetenhauses 
ist die Tatsache, dass die öffentliche Verwaltung des 
Landes Berlin, wie mittlerweile alle Bereiche des ge-
sellschaftlichen und wirtschaftlichen Lebens, in im-
mer stärkerem Maße die Möglichkeiten der Informa-
tionstechnik für ihre Aufgabenerfüllung nutzt. Die 
Behörden sind als Teil einer zunehmend vernetzten 
Welt auf das verlässliche Funktionieren der Informa-
tions- und Kommunikationstechnik und auf die Si-
cherheit der verarbeiteten Informationen angewie-
sen, weshalb dem Thema Informationssicherheit 
große Bedeutung zukommt.

Die Zielrichtung des Beschlusses des Abgeordneten-
hauses, die Informationssicherheit in den Behörden 
des Landes Berlin weiter zu stärken, wird deshalb, so 
Henkel, vom Senat vollständig unterstützt. 

Wieder „Exklusiver Abend“ 
Die BBBank veranstaltet wieder einen ihrer 
bewährten Exklusiven Abende für den öf-
fentlichen Dienst in Berlin.

Interessenten sollten schon jetzt den Termin Diens-
tag, 11. November 2014 (Beginn: 19 Uhr, Einlass ab 
18.30 Uhr), vormerken beziehungsweise eine kosten-
freie Eintrittskarte anfordern: 
Telefon 0800.406040160 (kostenfrei) 
oder www.bbbank.de/exklusiver-abend 
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Banken gibt es viele. Aber die BBBank ist die einzige bundesweit tätige
genossenschaftliche Privatkundenbank, die Beamten und Arbeitnehmern
des öffentlichen Dienstes einzigartige Angebote macht. Zum Beispiel das
Bezügekonto mit kostenfreier Kontoführung.1)

Vorteil für dbb-Mitglieder:
• 30,– Euro Startguthaben über das dbb vorsorgewerk

Informieren Sie sich jetzt über die vielen speziellen Vorteile Ihres
neuen Kontos für Beschäftigte im öffentlichen Dienst:
Tel. 0 800/40 60 40 160 (kostenfrei) oder www.bezuegekonto.de

Für uns: das kostenfreie Bezügekonto1)

1) Voraussetzung: Bezügekonto; Genossenschaftsanteil von 15,– Euro/Mitglied

Bundesweit für Sie da:
Mit Direktbank und
wachsendem Filialnetz.
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„THE WYLD“: 

Aufwendigste Showproduktion 
außerhalb von Las Vegas feiert 
Weltpremiere in Berlin 
Mehr als 10 Millionen Euro investiert der Friedrichstadt-Palast in  
„THE WYLD“. Nicht von dieser Welt, was die neue Grand Show von 
Berlins meistbesuchter Bühne zur teuersten Showproduktion 
außerhalb von Las Vegas macht. Am 23. Oktober feiert „THE WYLD“ 
ihre Welturaufführung im Berliner East End Theaterviertel.

Intendant Berndt Schmidt schnürte aus hauseigenen 
und Sponsorenmitteln das größte Produktionsbud-
get in der 95-jährigen Geschichte des Hauses. Bei 
„THE WYLD“ spürt der Zuschauer den Herzschlag der 
Großstadt mit all ihren Facetten. Auf der größten 
Theaterbühne der Welt entsteht eine Megaprodukti-
on, die den modernen Geist von Berlin atmet. Wun-
derbar und sonderbar zugleich. Futuristisch, aber 
auch archaisch und skurril. 

Der Umbau der riesigen Bühne mit ihrer visuell be-
eindruckenden Architektur begann unmittelbar nach 
der Dernière der Erfolgsproduktion „SHOW ME“ am 
19. Juli. Für die Anlieferung der einzelnen Bühnentei-
le für „THE WYLD“ waren 28 Trucks (40 Tonner) mit 
einer Ladefläche von 13,50 m notwendig. Selbst-
leuchtende und fahrbare Bühnenportale ermögli-
chen die Bühne flexibel aufzuteilen und vielfältig  
zu gestalten. Darunter die sehr innovative, imposan-
te Showtreppe („Magic Stairs“) mit 50 individuell 
höhenverstellbaren Stufen.

Atemberaubendes Bühnenbild

Jürgen Schmidt-André konzipiert das futuristische 
Bühnenbild. Der Berliner mit konzeptionellem Ge-
spür für große Bühnenmomente war mehrmals für 
den Deutschen Fernsehpreis in der Kategorie „Beste 

Ausstattung“ sowie für den Designpreis der Bundes-
republik Deutschland nominiert. Der Pariser Motion-
Designer Marc Vidal kreiert die Videoinstallationen. 
Zusammen mit der kreativen Lichtgestaltung des 
französischen Designers Alain Lonchampt entsteht 
aus Bühnenbild, Video und Licht ein visuell atembe-
raubendes Gesamtkunstwerk.

Manfred Thierry Mugler (Regisseur, Designer, Foto-
graf und Parfum-Créateur), weltweit bekannt durch 
das Mode- und Parfumlabel „Thierry Mugler“, und 
Roland Welke, einer der erfolgreichsten europäischen 
Showmacher, verantworten gemeinsam Buch und 
Regie. Mugler schuf weltbekannte Parfums wie „An-
gel“ und „Alien“, war einer der Macher von „Zumani-
ty“, einer Cirque-du-Soleil-Revue, die seit über zehn 
Jahren in Las Vegas läuft, und künstlerischer Berater 
von Beyoncé bei ihrer „I am World Tour“. Zuletzt 
brachte er mit seinen „Mugler Follies“ modernes Ca-
baret nach Paris. Unterstützung erhält Manfred 
Thierry Mugler von dem italienischen Modedesigner 
und Illustrator Stefano Canulli, der bereits 2003 mit 
Mugler die Kostüme für die Cirque-du-Soleil-Show 
„Zumanity“ entwarf. 

Ballett arbeitet mit internationalen 
Spitzenchoreografen

Zehn Choreografen arbeiten mit den 60 Tänzern/ 
-innen der weltweit größten stehenden Showballett-
Compagnie. Unter den Choreografen sind internatio-
nale Spitzenstars. Brian Friedman etwa choreogra-
fiert für Weltstars wie Beyoncé, Mariah Carey, Cher 
und Britney Spears. Die Choreografien des gebürti-
gen Israelis Itzik Galili werden von renommierten 
Compagnien in aller Welt getanzt, etwa beim Stutt-
garter Ballett, der Companhia Cisne Negro in São Pau-
lo, den Grands Ballets Canadiens sowie beim Ballett 
Gulbenkian in Lissabon. Insgesamt 22 Choreografien 
werden bis zur Perfektion unter den Augen von Bal-
lettdirektorin Alexandra Georgieva einstudiert. 
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anders als andere

Kennen Sie IhreVersorgungsansprüche?
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Die oftmals komplizierten Regelungen der Beamtenversorgung sind nicht immer
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MdB Kai Wegner besucht 
Bundespolizeiinspektion Tegel 
Bei einem Besuch der Bundespolizeidirektion (BPOLI) Berlin-Tegel konnte sich der Gene-
ralsekretär der CDU Berlin und Großstadtbeauftragte der CDU/CSU-Bundestagsfraktion,  
Kai Wegner MdB, vor Ort persönlich von den unzulänglichen Arbeitsbedingungen am 
Flughafen Tegel überzeugen. Wegner, der Gast der DPolG war, versprach, sich für notwen-
dige Verbesserungsmaßnahmen einzusetzen.

Neben dem Bezirksvorsitzenden der DPolG Bundes-
polizeigewerkschaft Berlin/Brandenburg, Harald 
Schaefer, informierten der Präsident der Bundespoli-
zeidirektion Berlin, Thomas Striethörster, der Leiter 
der Bundespolizeiinspektion Berlin-Tegel, Horst Lang, 
und der stellvertretende Leiter der BPOLI, Thomas 
Mania, den Bundestagsabgeordneten über die prob-
lematische Personal- und Unterbringungssituation 
der Bundespolizei am Flughafen Tegel.

Investitionsstau in Tegel

Durch den immer noch nicht absehbaren Eröff-
nungstermin für den Flughafen Berlin-Branden-
burg (BER) ist es auch auf dem Flughafen Tegel zu 
einem Investitionsstau gekommen. Für die Flug-
gäste hat es in den letzten Monaten Verbesserun-
gen gegeben, die Diensträume der Mitarbeiter der 
Bundespolizei hat die Flughafengesellschaft je-
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Neuer Nachbar des dbb berlin: 

Verwaltungsakademie eröffnet neuen 
Standort in der Turmstraße
Am 17. September eröffnete die Verwaltungsakademie mit einem Sommerfest ihren neu-
en Standort in unmittelbarer Nachbarschaft des dbb berlin. Über 300 Gäste – unter ihnen 
der Berliner dbb Chef Frank Becker, der für seine Organisation auch dem Vorstand der 
Verwaltungsakademie angehört – feierten bei strahlendem Sonnenschein im Hof und 
Garten der Akademie in der Turmstraße 86 und konnten sich bei Führungen durch das 
Gebäude einen ersten Einblick in die modernen Schulungsräume verschaffen.

Der Direktor der Verwaltungsaka-
demie, Wolfgang Schyrocki, dankte 
in seiner Begrüßungsrede den be-
teiligten Bauleuten vor allem für 
die Einhaltung des Zeitplans, denn 
„pünktlich und im Kostenrahmen 
seien seltene Worte in diesen Ta-
gen“. Zur zukünftigen Ausrichtung 
der Akademie betonte der Direktor, 
dass die Qualität des Lernens wei-
terhin im besonderen Fokus der 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
steht. 

Angebote für 
Berufseinsteiger

Zum Berufseinstieg möchte die  
VAk aber auch einen Beitrag zur 
richtigen Einstellung der jungen Kolleginnen und 
Kollegen gegenüber ihrem Arbeitgeber vermitteln: 
„Der öffentliche Dienst im Land Berlin ist ein at-
traktiver Arbeitgeber, der als einer der größten 
Mischkonzerne Deutschlands berufliche Perspekti-
ven und Abwechslung ermöglicht und gleichzeitig 
eine konkurrenzlos familienfreundliche Sicherheit 
bietet. Und das alles in einer national und internati-

onal angesagten Metropole, in der Dienstzeit 
letztendlich bürgerschaftliches Engagement ist.“ 
Bis in den späten Abend tauschten sich in intensi-
ven Gesprächen Dozentinnen und Dozenten der 
VAk, die Beschäftigtenvertretungen, Fortbildungs-
beauftragte und viele Behördenleiter über das An-
gebot der Verwaltungsakademie im Herzen der 
Stadt aus.“ 

VA
K

Frank Becker (rechts) mit dem Direktor der Verwaltungsakademie,  
Wolfgang Schyrocki (links)

Kai Wegner (Mitte) mit den Repräsentanten der Bundespolizei 
und Harald Schäfer (links)

doch nicht berücksichtigt. MdB Wegner bei der 
Besichtigung der durch die Bundespolizei genutz-
ten unzulänglichen Räumlichkeiten wörtlich: „Bei 
den hier herrschenden Bedingungen kann man 
nicht oft genug Danke sagen für die hervorragen-
de Arbeit der Kolleginnen und Kollegen der Bun-
despolizei am Flughafen Berlin-Tegel“. Den Wor-
ten will Wegner Taten folgen lassen und sich für 
eine verbesserte Ausstattung der Diensträume 
einsetzen.

Harald Schaefer
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Mit den Senioren 
des PhV B/B  
an der Panke 
Am 26. August gingen Mitglieder des 
Arbeitskreises Senioren im PhV B/B wieder 
einmal „auf Tour“, und zwar zu einem 
Spaziergang an der Panke, verbunden mit 
einem Besuch der Dependance des Panko-
wer Heimatmuseums in der Heynstraße 8.

Der Panke-Wanderweg (ein Fußweg entlang der Pan-
ke von Bernau bis zum Berlin-Spandauer-Schiff-
fahrtskanal), der mit einer 5 auf blauem Untergrund 
markiert ist und im Norden Berlins mit dem Radwan-
derweg Berlin-Usedom zusammenfällt, bietet neben 
teils parkähnlicher Ufergestaltung auch eine Reihe 
interessanter Einblicke in die Stadtgeschichte.

Informationen über die detailliert ausgearbeitete 
Tour vom S-Bhf. Wollankstraße bis zum S-Bhf. Wed-
ding können Interessenten bei der Geschäftsstelle 
abrufen: E-Mail: post@dbb-berlin.de 

PhV-Senioren auf Tour

Praxistipp Straßenverkehr:

Reißverschlussverfahren: 
Eigentlich einfach 

Wer kennt die Drängler nicht, die schon 400 Me-
ter vor einer Fahrbahnverengung aufgeregt die 
Spur wechseln. Der Reißverschluss an ihrer Jacke 
würde so andauernd den Dienst versagen. Ver-
engt sich eine Fahrbahn von zwei auf einen Fahr-
streifen, so müssen sich die Fahrzeuge abwech-
selnd hintereinander auf der weiterführenden 
Spur einordnen. Der Einfädelvorgang erfolgt aber 
erst unmittelbar vor der Verengung, damit eine 
gute Flächenauslastung erreicht wird und der 
Stau nicht noch länger wird. Das Fahrzeug auf der 
wegfallenden Spur muss also bis ganz nach vorn 
fahren. Vorsicht bei Drängeleien, denn bei Unfäl-
len gibt es meistens eine Teilschuld, weil der „Her-
eindrängler“ seine Sorgfaltspflicht ebenso ver-
letzt, wie derjenige, der keinen hineinlässt. 
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